












Herrn Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Gerhard Obermayr 
 
Rathaus 
65183 Wiesbaden 
 

 
Postfach 3920 
65029 Wiesbaden 

Telefon: 0611 - 31 21 59 
Telefax:  0611 - 31 59 10 

 
Wiesbaden, 29.06.2023 

Anfrage 134/2023 
Zuständigkeit: Dez. V 

Frist: 01.08.2023 
 
Schriftliche Anfrage der CDU-Rathausfraktion gemäß § 45 der 
Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 
 
Thermalquelle Faulbrunnen 
 
Die kälteste Wiesbadener Thermalquelle, der Faulbrunnen am Platz der 
Deutschen Einheit, befindet sich derzeit in einem traurigen Zustand: Das 
Quellwasser ist aufgrund von Keimen abgestellt, die erst vor wenigen Jahren im 
Zuge der Neugestaltung aufgestellte Steinstele ist in einem ungepflegten 
Zustand und das gesamte Umfeld wird der Bedeutung der Quelle in keiner Weise 
gerecht. Zahlreiche Bürgerinnen und Bürger empfinden die heutige Situation als 
völlig unbefriedigend und des Faulbrunnens nicht würdig. 
 
Ich frage daher den Magistrat: 
 
1.) Wann ist damit zu rechnen, dass das Quellwasser des Faulbrunnens wieder 

fließt? 
2.) Was ist geplant, um den umgebenden Platz, der seit Jahren aufgewertet 

werden soll, zeitnah attraktiver zu gestalten und wann ist endlich mit 
entsprechenden Maßnahmen zu rechnen? 

3.) Hat sich aus Sicht des Magistrats die neue Steinstele als Quellfassung 
bewährt oder sollte überlegt werden, dem Quellwasser wieder mehr Raum 
auf dem Platz zu geben? 

 
gez. 
Nikolas Jacobs 



CDU Rathausfraktion  Postfach 3920  65029 Wiesbaden 
Wiesbadener Volksbank BLZ 510 900 00 Kontonr.: 187 100 

Stadtverordneter 
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An den  
An den Stadtverordnetenvorsteher  
Dr. Gerhard Obermayr 
- Im Hause -  

 
 

Anfrage 143/2023 
Zuständigkeit: Dez. V 

Frist: 26.09.2023 

Anfrage der Fraktion BLW/ULW/BIG nach § 45 der Stadtverordnetenversammlung

Subunternehmer von ESWE Verkehr wirft Fragen auf

BLW/ULW/BIG
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Herrn Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Gerhard Obermayr 
 
Rathaus 
65183 Wiesbaden 
 

 
Postfach 3920 
65029 Wiesbaden 

Telefon: 0611 - 31 21 59 
Telefax:  0611 - 31 59 10 

 
Wiesbaden, 15.11.2023 

 
 

Anfrage 155/2023 
Zuständigkeit: Dez. V 

Frist: 18.12.2023 
 
Schriftliche Anfrage der CDU-Rathausfraktion gemäß § 45 der 
Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Sicherheit in der Wiesbadener Innenstadt endlich gewährleisten 
 
Die Wiesbadener Bürgerinnen und Bürgern fühlen sich in der Innenstadt nicht 
sicher  sie haben große Sicherheitsbedenken. Die zuletzt durchgeführte 
Bürgerumfrage  in  macht deutlich, dass 32% der Wiesbadener 
unzufrieden mit der öffentlichen Sicherheit der Innenstadt sind. Mit dem Wegfall 
der Pandemie-Beschränkungen und dem gestiegenen Publikumsverkehr im 
öffentlichen Raum, sind auch die Werte im Bereich der Straßenkriminalität wieder 
auf das Niveau vor den beiden stark von der Pandemie geprägten Jahren 
gestiegen. Eine Entwicklung, die nach der Pandemie bundesweit zu verzeichnen 
ist.  
Als Landeshauptstadt Wiesbaden wäre es daher gerade vor dem Hintergrund 
des anstehenden Sternschnuppenmarktes an der Zeit, die objektive Sicherheit in 
der Wiesbadener Innenstadt zu erhöhen, damit das subjektive Sicherheitsgefühl 
der Bürgerinnen und Bürger steigt. 
 
Ich frage daher den Magistrat: 
 

1. wie wird der Lieferverkehr und der (illegale) Verkehr in der Wiesbadener 
Fußgängerzone aktuell kontrolliert? 



CDU Rathausfraktion  Postfach 3920  65029 Wiesbaden 
Wiesbadener Volksbank BLZ 510 900 00 Kontonr.: 187 100 

2. wie wird die Zufahrt der Polizei, Feuerwehr und Rettungswagen während des 
Sternschnuppenmarktes ermöglicht? Ist eine reibungslose Zufahrt aller 
Einsatzfahrzeuge durch die während des Sternschnuppenmarktes 
aufgestellten Beton-Poller möglich? 

3. aus welchen Gründen wurden die versenkbaren Poller auch sechs Jahre 
später noch nicht in der Innenstadt implementiert? 

4. wurde durch die Landeshauptstadt Wiesbaden eine 
Komplementärfinanzierung durch das Land Hessen in Bezug auf die 
Errichtung von Zufahrtsperren gegen Fahrzeugattacken im öffentlichen 
Raum angefragt? 

a. Falls ja, gab es durch das Land Hessen eine Zusage zur 
Komplementärfinanzierung? 

b. Falls nein, warum wurde keine Komplementärfinanzierung beim Land 
Hessen angefragt? 

5. wann, in welcher Form und an welchen Stellen die versenkbaren Poller in 
Wiesbaden gebaut werden sollen? Wann wird der Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung aus 2017 final umgesetzt sein?

6. ist der Wiesbadener Polizei konkret ein Sicherheitsproblem in der 
Wiesbadener Innenstadt bekannt? 

a. wie viele Delikte und Straftaten wurden während der letzten fünf 
Jahre auf dem Sternschnuppenmarkt erfasst? 

b. um welche Delikte und Straftaten hat es sich während der 
Sternschnuppenmärkte gehandelt? 

7. ob nach Auffassung der Wiesbadener Polizei und der Landespolizei die 
Ausweitung der Waffenverbotszone auf den Schloßplatz generell sinnvoll 
wäre, vor allem während des Sternschnuppenmarktes?  

 
 
gez. 
 
Myriam Schilderoth 
Stadtverordnete 
 



Herrn Stadtverordnetenvorsteher 
Dr. Gerhard Obermayr 
 
Rathaus 
65183 Wiesbaden 
 

 
Postfach 3920 
65029 Wiesbaden 

Telefon: 0611 - 31 21 59 
Telefax:  0611 - 31 59 10 

 
Wiesbaden, 8.12.2023 

 

Anfrage 158/2023 
Zuständigkeit: Dez. V 

Frist: 08.01.2024 
 
 
Schriftliche Anfrage der CDU-Rathausfraktion gemäß § 45 der 
Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 
 
 
Weisung an ESWE Verkehr GmbH: Verzicht auf Stellung eines Strafantrages bei 
Nutzung des Personennahverkehrs ohne Fahrschein 
 
In der Stadtverordnetenversammlung vom 2. November 2023 wurde vom 
Linksbündnis beschlossen, dass der Magistrat der städtischen 
Beteiligungsgesellschaft ESWE Verkehr GmbH über die WVV Wiesbaden Holding 
GmbH die gesellschaftsrechtliche Weisung erteilt, auf die Stellung eines 
Strafantrags bei Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs ohne Fahrschein 
zu verzichten. In der Sitzung des Mobilitätsausschusses wurden die folgenden 
Fragen nicht beantwortet:  
 
Ich frage daher den Magistrat: 
 

1. Besteht durch den Verzicht auf Strafanträge die Gefahr, dass sich die 
Geschäftsführung der ESWE Verkehr GmbH einem Vorwurf der Untreue 
aussetzt, weil so die Vermögensinteressen der Gesellschaft nicht mehr 
ausreichend gewahrt werden? 

2. Wäre nicht aus der Intention der Weisung ( keine Strafverfolgung bei 
Nutzung des ÖPNV ohne Fahrschein aufgrund von Armut ) eine 



 

kostenfreie Nutzung des ÖPNV in Wiesbaden für Bedürftige die bessere 
Alternative? Welcher Personenkreis wäre aus der Sicht des Magistrats 
bedürftig? Welchen Betrag würde die kostenfreie Nutzung des ÖPNV in 
Wiesbaden für diesen Personenkreises kosten? 

3. Besteht aus der Sicht des Magistrats die Gefahr, dass es durch die 
Weisung zu einem geringeren Fahrkartenverkauf kommen wird? 

4. Wie viele Fahrkartenverkäufe (aufgeschlüsselt nach allen 
Fahrkartenarten) erfolgten seit 2017 (aufgeschlüsselt nach den 
einzelnen Jahren)? 

5. Wie viele Fahrkartenkontrollen erfolgten seit 2017 (aufgeschlüsselt nach 
den einzelnen Jahren)? 

6. Wie viele Strafanzeigen aufgrund eines fehlenden Fahrscheins erfolgten 
seit 2017 (aufgeschlüsselt nach den einzelnen Jahren)? 

7. Wie hoch ist die Summe des beigetriebenen erhöhten 
Beförderungsentgeltes seit 2017 (aufgeschlüsselt nach den einzelnen 
Jahren)? 

8. Wie hoch ist die Anzahl der Fahrkartenkontrollen unter Zuhilfenahme der 
Polizei seit 2017 (auf welchen Linien und an welchen Haltestellen 
erfolgten diese Fahrkartenkontrollen  aufgeschlüsselt nach den 
einzelnen Jahren)? 

9. Wie hoch ist die Anzahl der gemeldeten Angriffen gegenüber dem 
Kontrollpersonal seit 2017 (auf welchen Linien erfolgten die Angriffe  
aufgeschlüsselt nach den einzelnen Jahren)? 

10. Wie hoch ist die Zahl des Fahrkartenkontrollpersonals seit 2017 
(aufgeschlüsselt nach den einzelnen Jahren)? 

11. Ab welchem Zeitpunkt soll auf die Stellung eines Strafantrages 
verzichtet werden? 

12. Sind andere Verkehrsverbünde (wie ausdrücklich die Mainzer Mobilität) 
in die Planungen involviert worden und wie die Meinung dieser 
Verkehrsverbünde dazu ist? 

13. Wie beurteilt der RMV diese Weisung (auch im Hinblick auf Regelungen 
zu der gebietsübergreifenden Nutzung von Verkehrsmitteln oder auch 
der Nutzung der S-Bahn im weiteren Verlauf einem begonnenen Reise 
ohne Ticket)? 



 

14. Wurde die frühere Regelung eg nur beim  in Betracht 
gezogen wird, sodass keinem Nutzer ohne Ticket ein Einstieg ermöglicht 
wird? 

 
gez. 
 
Marc C. Dahlen 
Stadtverordneter 
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